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Zum 25jährigen Bestehen!

1897-1922

Im Juni dieses Jahres jährt sich zum 25. Male der

öründungstag des Zentralverbandes der Angestellten. Der
Verband trat infolge des auf einer Konferenz zu Pfingsten
1897 in Leipzig gefaßten Beschlusses verschiedener ört¬

lichen nach 1882 gegründeten „Freien Vereinigungen junger
Kaufleute'4 unter dem Namen Zentraiverband der

Handlungsgehilfen und -gehilfinnen ins
Leben. Sein Werbegebiet erstreckte sich auf alle kauf¬
männischen Angestellten, gleichviel ob sie ihren Beruf in

einem Gewerbe, in der Industrie, im Berghau, im Handel
oder sonstwo ausübten. Zuvor war im Jahre 1893 ein
Verbard der Lagerhalter und Lagerhalte¬
rinnen der Konsumvereine gegründet worden. Zu An¬
fang des Jahres 1913 erfolgte die Verschmelzung der
beiden Verbände.

Für die Bureaugehilfen der Rechtsanwälte, Kranken¬

kassen, Berufsgenossenschaften, staatlichen und städtischen
Behörden usw. war im Jahre 1882 ein örtlicher Verein ge¬

schaffen worden, der sich 1S95 in den Zentralverein
der Bureauangesteilten umwandelte und sich 1911

mit dem im Jahre 1894 gegründeten Verbände der Ver¬

waltungsbeamten der Krankenkassen und Berufsgenossen¬
schaften verschmolz.

Das Arbeitsrecht der Handlungsgehilfen war im Han¬

delsgesetzbuch geregelt, das der Bureauangesteilten im

Bürgerlichen Gesetzbuch. Die fortschreitende Arbeitsteilung
in den Betrieben schuf dauernd neue Berufsgrunpen, bei

denen zweifelhaft war, ob sie als Handlungsgehilfen oder

Bureauangestellte anzusehen seien. Das traf insbesondere

auch zu, als die industriellen Betriebe immer größer wurden

und dort mehr und mehr kaufmännische Angestellte und

Bureaugehilfen Arbeit fanden. Infolgedessen konnten auch

die Werbegebiete des Zentralverbandes der Handlungsgehil¬
fen und des Verbandes der Bureauangesteilten usw. nicht
klar abgegrenzt werden. Da aber beide Vereine ein und den¬

selben Bestrebungen huldigten, vereinigten sie sich im

Oktober 1919 zum Zentral ver band der Ange¬
stellten (ZdA.). Kurz zuvor hatte der Zentralverband

der Handlungsgehilfen noch den Verband der deut¬

schen Versicherungs beamten in sich aufge¬
nommen.

Im Jahre 1895 war die Allgemeine Vereinigung deut¬

scher Buchhandlungsgehilfen gegründet worden, die unter

ihrem späteren Namen Angestelltenverband des

Buchhandels. Buch- und Z e i t u n g s g e we r b e s

im Jahre 1921 in den ZdA. aufging.
Dam t ist der organisatorische Werdegang des Zentral¬

verbandes der Angestellten bis zu seinem fünfundzwanzig-
jährigen Jubiläum abgeschlossen.

Ueber das, was der Zentralverband der Angestellten
bisher für den Inhalt und die geistige Entwicklung der An-

gestelltcnbcwcgung gewesen ist, findet der Leser nähere

Betrachtungen in der gleichzeitig erscheinenden Nr. 12

unserer Verbandszeitschrift „Der freie Angestellte". Weiter¬
hin gibt der ZdA. eine durch unsere Ortsgruppen zum

Preise von 10 Mk. zu beziehende Schrift „Die Gewerk¬
schaftsarbeit der Handlungsgehilfen und Bureauange¬
steilten" heraus, die jedem Angestellten zu empfehlen ist,
der den Gewerkschaftskämpfen mehr als ein flüchtiges In¬

teresse entgegenbringt. Den Vcrbandsmitgliedern ict

außerdem eine illustrierte Festschrift „25 Jahre Zentrai¬
verband" gewidmet, die ebenfalls durch die Ortsgruppen,
und zwar zum Preise von 2 Mk. zu haben ist.

Anläßlich der Jubelfeier sind zur bleibenden Erinne¬

rung für die Mitglieder und zur Stärkung der finanziellen

Rüstung des Verbandes künstlerisch ausgestattete Kampf¬
marken nach Art des Notgeldes herausgegeben, und zw *r

zum Werte von 2, 3 und 5 Mk., so daß jede Serie 10 Mk.

kostet.

In größeren Kreisen unserer Mitglieder ist der Wunsch

vorhanden, sich bei Zusammenkünften aller Art als gleich-

gesinnte Kollegen und Kolleginnen kenntlich zu machen.

Daher ist eine Jubiläumsnadel geschaffen worden, die auf

goldenem Grunde die blauen Buchstaben ZdA. wieder¬

gibt und ein wirkliches Schmuckstück ist. Der Preis dieser

Nadel ist 10 Mk.

Keine andere Angestelltenorganisation kann so wie wr

voll Stolz auf ihre Vergangenheit zurückblicken, denn wir

haben Gewaltiges geleistet. Aus einer kleinen Schar ge¬

werkschaftlich gesonnener Kollegen und Kolleginnen, c'>

ehemals von der großen Masse der abseits stehenden ml

gleichgültigen Berufsgenossen verlacht wurden, Ist ein

Riesenheer geworden, das sich Achtung und Anerkennung

zu verschaffen gewußt hat. Der Neid, mit dem uns andere

Vereine jetzt gegenübertreten, ist nur eine Bestätigung

dessen.

Die in der Sozialversicherung tätigen Angestellten
sind immer eifrig in unserer Gewerkschaft tätig gewesen.

Ihre Berufstätigkeit macht sie bekannt mit den Nöten all

Angestelltenkreise. Sie sind deshalb ganz besonders dazu

berufen, für den Gewerkschaftsgedanken in den Kreisen
der kaufmännischen und Bureauangesteilten ¦".. wer

Die Jubelfeier wird sie nur zu verstärkter Mitarbeit iu

unserem Zentralverband aneifern.

Für die besonderen fachlichen und beruflichen Bedfii f-

nisse der in der Sozialversicherung tätigen Verbau.1

glieder ist die Reichsfachgruope in Verbindung mit

PeichsfachausschuB geschaffen. Unsere „Volkstüml!
Zeitschrift" tritt ebenfalls für die besonderen Interes en

unserer Kollesrenschaft e;u.

Was unser ZdA. gewesen ist, nämlich Führer uH

Leiter, das will und soll er auch in Zukunft sein. F;

ist die heiligste Pflicht jedes einzelnen Verbandsmitglied«
eifrigst mitzuwirken, dal. er die e Aufgabe bestens er:



Pi Volkstümliche Zeitschrift für d;e eesamte So ialvcrskherung Nr. 12 1922

Die Kosten der Zwangshciking
Geschlechtskranker.

In dem Matte, in den der Krieg d*c Zahl der Gesch'echts.

kranken vermehrt hat. st man laswischen auch bemüht, die

WeiterVerbreitung de Geschlechtskrankheiten zu kimpfen.

Unter den mannigfachen Neueinrichtungen icren nur die Bc-

ratu
i iür Geschlechtskrankheit b erwibnt .c von

r. :bervngaaastaftea unter Mithilfe der Krankenkassen

und Gemeindeverwaltungen vreschafien wurden. In der Er-

keanti v lafl ffir d.e Bekämpfung nan h tler h tr m Betracht

kh mmcndeu Volkseeeebe e.n weittragendes aügemeines und

Itcntltches Interesse steht. ist man aoeb in der Anwendung

dei " chtl ') zu. »igen Mittel bis an dk Grenze der erlaubten

Möglichkeiten zemnzen. Diese Maßnahmen besiUea hier einer-

s eine Umgestaltung über dea sonst libTicheu Rechtsznstand

In der rr. liehen swang*wei*en Hcilnmr vom Oe? echtskrankeit

an lerersefts eine Bwhrflnkimg in dem „ürzt'ichen Berufs¬

geheimnis" das eine Uebcrs.cht über Zahl und Persönlichkeit

der Kranken usw. noch verhindert Die öffentlichen Verwal-

t
• narneni c;> d:e Gemeindeverwaltungen« haben den Not-

li^k • lei Zeit entson riftnd sich dieser Seucbeabekämp-

tffin »ehr denn k gewidmet und sich namentlich auch der

Zwaagsheilung viel blutiger zugewendet

Der Kreis der zur Zwangst ng gelangenden Personen

Ist dnreh lie Verordnet« zur Bekümnfung der Oeschlecbtskraak-

h ien vom II. Dezember Wh (RQBI. S I4S1) sehr erweitert

worden. Diene hat für Personen. dk geechlechtakranh sind nad

M denen dk Oefahr besteht daß sie ihre Krankheit weiter«

vero c ten. die Mörl chkeit der Zwaagsbchaiull ung ausgesr>rr>chen

and für e wissentliche Ansteckung mit Geschlechtskrankheiten

verschiedene Strafen angedroht Das Heilverfahren kann ins-

besondere durch Ueberfflbrung in ein Krankenhaus bewirkt

werden« wenn dies zur wirksamen Verbtteng der Ausbreitung

der Krankheit erforderlich erscheint. Aerztliche Eingriffe, dic

Mit emer ernsteren Oeffahr fiir 1 eben oder Gesundheit ver¬

bunden sind, dürfen nur mit Einwilligung des Kranken vor-

gcueaimea wefdea Hie A u f lu i n j u n ? der entstehen¬

den Kanten regelt sich nach Landesrecht.

Zum erstenmal wurde durch dic:e Verordnung davon ab¬

gesehen, den KaatPl gegen die Oaachlschtahraakhcitca aui daa

flehtet der Prostitntion en beschränken und. wie schon das

preuSiacbc Seacheneeaeta voai Jahre 1986, nun auch Un Reich

keinen Unterschied zwischen Mann u.id Frau mehr gemacht.

Zwangsbebaudlung lowic Strafvorachriften für wissentliche An¬

steckung Hebten sich gegen leden atfnnlichea wie weib'lchen

k .
tikea. Man behauptet daB d:c Krankenbebaadfaag nach der

erwähntes Not* uoHlnuna schwer darchzafihren sei. we\ sie

dem Wortlaut nach voraussetze, daü die Geschlechtskrankheit

dea an Behandelnden feststehe, aber keine Mittel an die Hand

gehe, diese Peststeffung so machen. Tatsächlich haben aber die

Pnfizeibehftrdan rrefler Städte bezeagt daß die Verordaaaf vom

n Dezember Iflfl recht rate Dienste leistet So berichtet die

Sitteepolisei von Frankfurt a. M„ daB täglich Pille vorkämen,

m denen sie /nr Anwendung komme. Dieses gflnstige Urteil

w if J \(»n der Sittenpolizei in Essen bestätigt Das bevorstehende

nene Oesetz über die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten«

<tas schon im Entwarf den Rechsrat beschäftigt hat. wird die

Zwaneahetlnag vermutlich noch ia grölcrem Umfaace anordnen.

Dit hierdurch den Städten, namentlich den Großstädten enU

stehenden Kosten sind gewaltige* Die Erage des Ersatzes

stielt daher ehn greH Rolle,

In der Regel werden die Kosten für die Zwangsbeilttng Oe-

Bchlechtskraaker ais Polizeikosten betrachtet. In Preußen sind

<s i Orten mit Staatlicher Polizei ..mittelbare*4 IJo].7C'kosten,

die atiein von den Gemeinden zu trafen siiRj. Eine Ausnahme

besteht nur iür das Gebiet des karhesaischen Provinzialrechts,

wo in Orten mH staati.ch'jr Polizei d\e Staatskasse enrntt. Die

Kranken selbst und ihre BBterhaltspfliehtiffca rVnaehörtten sind

tat itens zum Ersatz nicht in dei Läse. Die Erstattumtsofftcht

der %rmenverbiade ist dnreh Cntscheklnncen der Ober«

verwaUnncsfferichte mir in Bavern und Sachsen bejaht worden.

Im ßbrizen Deutschland ist sie nach der Cntscheidnnc des

Bundesamts fur das ile rnatwcscn mehr gegeben. Die Stadt

Berlin meldet Ansprüche getreu dh enchrfiltig verpflichteten

Armenverbande an, wenn die* Behandinatg auch im eigenen

Interesse des Kranken nötig war.

\:\.r Geheilte« die Ansprüche an die s n 11 a 1 e Versiehe«

rang haben kommt $ IS3I RVO, in Kraue. Unterstützt eine

Gemeinde oder ein Ar .ihm,verband io betBt es hier — nach

gesetzlicher Pflicht etaen Hilfsbedürftigen für eine Zeit für d.e .

tr einen Anspruch nach diesem Oesetae hatte oder noch hat,

so k-um die Oemeindc oder der Armeaverband, iedoch nur bis

zur Hübe dieses Anspruchs, nach den SS 1532 bis IS3I RVO.

Ersatz beansoruchen. Früher nahm die Rechtsorechnng den

Standpunkt ein. daü der Oeawiads tin Ersatzanspruch nicht

rusteht. wenn ein crkrsnkter Versichertet auf Veraalassang der

Rrthchen Poiiaeiverwaltaaa hus sanititspolizeiiicben Urnndeo

m Piktee ktcuA*u\mti\ wird aud die Gemeinde auf Orund ihrer

Y rpfKht.ru zur Tra?ur>e *^r sftch!1 hen PolizcilvO^ten auch

die Kosten jener Kraakcnpfegc bezahlt. Diesen Standnonkt

rahm die Rechtaprechaa r auch dar:] ein wenn die Unterbriaau

im Krankenhanae de Abeonderuaa des Erkrankten zur Ver«

htadernng der Verbreit imc eirnrr anleckenden Krankheit be¬

zweckt: Nach euer EntScheidmN! des preuOiscben Ober\er-

waitungagerichta von 17. Juni IS95 erfolgt die zwangsweise

He nng g&schtechttkrankei E^raonen ki atltemeinen poüzei-

liehen Interesse, nnd es käme dabei e;ne Erstattung nicht in

Pra t

Neuerdinas ist die Auffassung darüber eine etwas arelt-

bcrzxzerc geworden. Nach der letzoren Rechtsprechung setzt

der Ersatzanspruch einer Gemeinde für die aas .
;s-

Doi!7-c:lirhen Orümicn erfolgte zwangsweise Unterbringung einer

geschlechtskranken Person voraus, daß die Uaterbringm g auch

zur Heilbehandlung erforderlich war. Ausfuhr.ch hat tkh dar-

fiber Jas Reichsversicherungsamt in seiner Entscbtidnng vom

R. Januar I9is (Amtl. Nachrichten 191^ S. 900) ausgesprochen.

Es müsse „Hiffsbcdnrft<:kc:tM des Versicherten vorliegen. Unter

welchen Voraussetzungen diese eevreben ist, darüber schreibe

<fie Reichsversichernngsordnung nichts vor. Hierfür ?ind viel¬

mehr wie insbesondere anch aus 5 (2 des Unter;tfitzumrswohn«

¦tzgeaetaea heworgeht de Vorschriften des jeweils geltenden

Armenrechts mali/ebend. Dabei sei za prüfen, ob der Armen-

verband, wenn dte Irag.iche Krankhei eine besondere A-t der

Pfhaadhtag notwendig macht nach Lage der Sache mit der

QsueigtheM der Kasse zur Qewfthruag der Behandlung rechnen

konnte; Wenn die Krankheit Im Interesse der Heilbehandln uc

eine alsbaldige Aufnahme in ein Krankenhaus erforderlich macht,

so ist es ohne Be leutung, wenn daaebea auch poUzciUche

Interesaea für die Unterbringung nufigebeed waren. Ist diese

Voraussetzung aber nicht ve^eben. sondern die Unterbiingnag

im Krankenhaas lediglich zur Vermeidaag der AasteckuaK^-

petahr erfoVt. so üe^t ein PaN von Hilfs!x>Jiirititikeit nicht vor.

Es s;nd dann vrn der Qameiade allgemeine Interessen wahr-

genonnaea wenden, für derca Kostrr^erstaftunc: auf Orund der

Rcichsversicheraassordaaaa die Krankenkasse nicht einzu¬

stehen hc?!.

Wenn durch diese Eatscheidnag nach die vorhandenen recht«

liehen Bedenken t>eseitizt sind« so h'eiben doch noch Schwierig¬

keiten ratsächlicher Art. Es ist vielfach rieht leicht ZU ent¬

scheiden, ob die UnterbringUBe m einer Anstalt auch um des

Kranken selbst willea geboten war. Haben die Versicherteil

die Aufnahme in eir>c Aaataf| durch dic Gemeinde selbst bean¬

tragt, so werden dic Krankerka5ren die Hilfsbedfirftigkeit in

der Regel ohne weiteres anerkennen können. Ist datevea die

Unterbringung in e^ner Anstalt durch Polizeioimnc erfolgt, und

wird trotzdem behauptet, dafl Armcnoflege vorliest, so werden

die Krankenkassen den Anspruch priiuen müssen, indes natürlich

woliiv. o'Icnd.

Dic /iem'ich unklare !?echts^a^e hat dSe QeschSftSSteDe des

Deutschen Stftdtetatea veranlaBt die tatsächlichen Verhflltniaae

durch eine Rundfrage an die QroBsUkHe restzusteüen. Sie er-

gah. diö die Krankenkassen aHgemeia zur Trageag der

Kosten herangezogen werden. Entweder geschieht das auf Grund

des § 1531 RVO. und in dem dort vorgesehenen beschränkten

Umfange oder durch freiwillige Bereiterklänmg zur Tragung

der vollen Verpfle^ekosten. Auch die dritte Möglichkeit

nach Laue des einzelnen Pafles entweder die beschrankten oder

die vollen Kurkosten zu erstatten, wurde von einer Anzahl

Kassen nehaadhaht

1. Nur nach H ISSlff RVO. geschieht die ErsataleistBag in

den allermeisten FäVen. In der Antwort aus Altona hieß es. dafl

de anteilige Kostenerstattung nur dann erfolge, wenn die

Krankenhansüberweisnng m\t Genehaiignna der Krankenkasse

erfo!?}, in der aus Chemnitz dagegen, daß sie in allen Pillen

geschieht, in denen ein Anspruch an dk Krankenkasse besteht.

2. Dic Erstattung der vollen Karkosten geschieht in

Elberfeld, Hannover. Lübeck, Stattgart und Wiesbaden. In

Hannover wefgern sich aber einige Krankenkassen, de Kosten

ZU tragen. Eine Handhabe, sie dazu zu zwingen, wird dort nicht

für gegeben erachtet. Ueber bewurSerc Voraussetzungen, unter

denen die volle Erstattung stattfindet haben die Städte nicht

berichtet.

2. Ja nach. Lage des einzelnen Falles findet entweder Kosten¬

ersatz nach 8§ I531ff, RVO. oder Erstattung der vollen

Kurkosten statt in Aogsburf Dresden. Frankfurt a. MH Königs¬

berg, Leipzig und Plauen. Kostenersatz nach S§ !53fff. crfo'gt

in Augsburg und Dresden in den Pullen, in <knen de Kranken¬

kassen eine Zustimmung zu der Krankenhausbehandlung nicht

gegeben haben, in Plauen dann, wenn die Krankenhausbehandlung

nicht unbedingt erforderlich war. Auswärtige Krankenkassen

übernehmen in Plauen nur in Ausnahmefällen die vollen Kur¬

kosten, ebenso in Leipzig. In Frankfurt a. M. trugen (he ort¬

lichen Krankenkassen die voPeu Kurkosten auf Grund von Ver¬

einbarungen. In Königsberg haben einzelne Krankenkassen nach

fc$ I53tff. Ersatz geleistet andere die vollen Kosten erstatter.

In einigen Städten bestehen besondere Einrichtungen. In

Bremen übernehmen die Kassen Ott vollen Kurkosten, sofern

von den BeratuuKSStcHen iür Geschlechtskranke eine Kur
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eiforderUch gehalten wird und die Kranken bereis längere 7

Mitgieder der KaSiC sind. Sonst werden nur % des Grund-

hns für Arzt und Hcüm'ttel erstattet In Saarbrücken ist mit

der Allgemeinen Ortskrankenkasse eine Vereinbarung getroffen

worden, wonach d.ese die Hälfte der Zwangsbeilungskosten
mmt. v enu der Kranke mfftdesftens acht Tage hindurch

\o: Beginn der Zwamrshefluag in einem versicherungspflichtigen

Arbeitsverhältnis gestanden hst.

Ks wäre zu wünschen, wenn bei dem In der Beratung

Stehe" J*U net-rm Gesetze Bbcr die Bekämpfung der Geschlechts¬

krankheiten die Frage der Kasteaanfbriafimg genauer geregelt
wird. Auch eine größere Klarheit des § 1531 RVO. in diesem

Punkte würde nichts schaden. ledenfePs sollte keine der in

Betracht kommenden StePea bei diesen Malnahmen von alfre-

meinem Interesse knauserig sein and wegen der Kostenfraze

Irgendein an sich notwendiges Vorgehen unterlassen.

Bürgermeister Fr. Kleeis, Aschersleben.

ä m-^

Verwaltung.
Neue Gesetze. Der Reichstag hat zur Sicherung der

ärztlichen Versorgung bei den Krankenkassen

am 20. Apr I (RGBL S. 33) ein Gesetz erlassen, wonach im Falle

eines Bedürfnisses der Reicharbeitsminister die Krankenkassen

erm;-})tieen kann, nach den §§ 370, 371 der RVO. und § 10 des

RVG. statt der Krankenqflc^* oder ärztlichen Behandlung bare

Leistungen zu gewähren. Die erlassenen Bestimmun/en sind

dem Reichstag alsbald zur Kenntnis zu bringen und auf sein Ver¬

langen aufzuheben.

Um die vie cn ZweHd und Streitigkeiten aus Anlaß der Ge¬

setze vom 29. Iah und 2$. Dezember )92l ober Wochenhilfe

und \V nebenf Iraorgeza beseitigen« hat der Reichaarbefta-
minister am 20. April (RQBI S. 33) ein Gesetz beschlossen,

wonach Wöchnerinnen, welche als Unbemittelte zu gelten haben,

vom 6. August 1921 bzw. vom 5. Januar 1022 ab ffir der Rest der

Bezugsselt die Leistungen der Wochenffirsorg« an Wochengeld

und Stillgeld erhalten soften. Alle Ansprüche, (eher die das Fest-

Steltangsverfahrea am Tage der Verkürzung dickes Gesetzes

ach webt, unterließen diesen Vorschriften. Ihre Nichtanwendung

gut. soweit Revision nach § 1635 der Reichsversieherungsordnung

zulässig ist, auch dann als Revisions-srund. wenn das Oberver-

Bichemaaaamt sie noch nicht anwenden konnte.

Sind Anspräche, die nach den Vorschriften dieses Gesetzes

befindet sind, bereits rechtskräftig abgewiesen worden, so hat

die Krankefikasaa auf Antrag lies Berechtigten einen neuen

Bescheid zu erteilen.

Die „Deutsche Landkrankenkasse" bringt in Nr. 10 über die

AttSlOffaae des Begriffes ..Feststellunge;'/* im Sinne des § 18 der

Bekanntmachung vom 22. Mal \9?\) in der Fassung des Art. III

Nr. 3 des Gesetzes, betreffend Wochenhilfe and Wochenfürsorge

vom 29. Juli 1921 (RGBL S. I1S9) folgendes:
Der Orund dafilr. daB das Qeseti vom 29. Juli v. J. dem Versicherungsamt

jtatt der Kraakcnl i >sc die Vornahme der tat den Anspruch auf WochtnfürsorZt

erforderlichen Festste Utw£en übertragen hat. lar nach der BeerOndunjc dann,

diB nach den bisherigen Prfahnnccn die Krankenkassen hfl;tfic nicht fn der

L#m s!nd. die Voratissetzr.n/en dafOr mit *tnf_Kcnd*r Sicherheit festzustellen,

ob eine Perton minderbemittelt im Sinne dts Uesrtzes ist. Dil ftoeMrttaUB

des Versieht ruUBUUBtl soll sich danach aui das \u_riicge& der Voraussetzung!!

lif d:e Wocktaf'J*sorgt., nicht aber auf deren zahi» nnäiiae Bemessung im

CiflZdfUl erstreckt«. Dat Versicheran/.sarrr M *ar nicht in de*" Lage, diese

letztere Im vorau*. zn fibersehen. Der Paa&chalbetra* für die Entbindung steht

•Ucrdings jccseulsch fest, ebenso die Hftbe des Wochen- und Stiltzeldes. Da¬

gegen i:t Ift DaftCf des Btaaen ISl Wochen- ird Stltlgeld nicht von vornherein

si ____•!_. Das Kind kann vorher sterben, die Mutter kann das SeibststUlen unter-

Indien oder vorzeitig nnterbrerhen. Hs bedarf ferner der Pcst.steNunR. ob irn

Ffuzetfail Hobammenhilfe bei ^>ehwangerschaft'brschwerden hherhattp? geleistet

\* »irden ist. was keineswegs durchweg der Fall sein wird. Die PriWung alle?

dieser Fräsen ist Sache der mit der Wochenfursorre beauftragten Krankenkasse.

die hier nicht eine bleue Zahlstelle Im engsten Wort«]nne sein soll. Für daa

Verliehemarsamt würde sich die Durchführen! der Wochenfürsorge im ein¬

zelnen noch schujeriKtr gestalten, tobaid geniöö Artikel V des (lesvues vom

29. Juli IS2I die Arzthilfe bei der Geburt In Natur getcUttt wird. Ob Brzt-

Ucfcc Behand'vnu bei F.nthir.dung und bei Schwang» r^chafrsbeschwefden erfor¬

derlich war. hüt die Krankenkasse tu prüfen. AjCerdem wird die Höhe Ott

VerzitMf f Jr den Argt zer Zeit der Frtei!i«n^ der Anweisung durch das Ver-

skherangsamt häufig noch gar nicht feststehen. Dazu kommt. daB U\r die

Bemessung Jieser Vergütung vielfach die von der einzelnen Krankenkasse mit

den Atmen tur ilt Ka^casnUsiKdtr tt'.bsi vereinbar tea 8BtM maßgebend

ie_n werden

Durch ein Oesetz über die Unterstützung der

Rentenempfänger der Invaliden- und A n g e -

stelltenversichernng vom 24. April 192? (ROBL Teil L
Nr. 33. 5. 404/ ist das Oesetz über Notstandsmaßnahmen zur

Unterstützung von Rentenempfängern der Invaliden- und An-

gesteütenversicherung vom 7. Dezember 1921 (ROBL S. 1533) in

einigen wichtigen Punkten abgeändert worden.

Irn 5 2 Abs. 4 wird der Betrag, der bei Berechnung des Oe-

QeaamUahreseinkommcna als Arbeitseinkommen des Renten¬

empfängers außer Ansatz bleibt, von 3000 auf 4000 Mk. erhöht.

Im 5. Absatz dieses Paragraphen tritt eine Verdoppelung des Be¬

trages (von GOü auf 1200 Mk.) ein. bis zu dziw aui da* Gesamt*

iabresclukonunen nicht anzurechnen sind: Dezöge anf Orund des

Rl »verrorgungsgesetzes vom 12. Mai 1920 oder anderer

MilHärversorgnngsgesetze, aus der knappschaftiiclteu Versiche¬

rung, aus öffentlichen oJer privaten Ver*icherui!gsuntef-
nehmungen, aus privaten Unterstuuung^cinrichtungen aawic aus

Sparguthaben.
Ais neuer § 2a wird eingefügt;
»Dfe Unterstützung (§2 Abs. 1 und 2) kann, soweit besondere

Umstände es erfordere, bis zu einem solchen Betrag erhobt

werden, daü das OmirfItflirmr fnlrommea des Empfängers einer
Invaliden- oder Altersrente oder eines Ruhegeldes den Betrag
von 4800 Mk., einer Witwen- oder Witwerrente den Betrag von

3300 Mk., einer Waisenrente den Betrag von 2000 Mk. erreicht/4
Pie gewöhnlichen Sätze sind nach § 2 Abs. 1 des Oeaetaea

vom 7. Dezember bei Invaliden- und Altersrenten 3000 Mk..
Witwen- oder Witwerrenten 2100 Mk.. Waisenrenten 12U0 Mk.

Der § 8 Abs. 3 erhält folgenden Zusatz: ..Für nicht leistungs¬

fähige Gemeinden hat das Land oder nach dessen Bestimmung

ein Gemeindeverband oder eine sonstige Körperschaft des Maat-
kichen Rechtes mit Zuschüssen einzutreten/*

Das Gesetz ist mit Wirkung vom 1. April 1922 in Kraft ge¬

treten.

Im Reichsgesetzblatt. Teil I. Nr 33. S. 465 ff. ist das neue

Oesetz über die Versicherung der Haus¬

gewerbetreibenden vom 30. ^pri! 1922 bekanntgegeben.
Dadurch wird die Versicherung der Hausgewerbetreibenden neu

geregelt.
Durch 5 3 des Gesetzes, betreffend Sicherung der Leistungs¬

fähigkeit der Krankenkassen, vom 4. August 1914 (ROBL S. 337)

VUrda die hausgewerbliche Krankenversicherung aalet Kraft ge¬

setzt. Ueber den Begriif der Hausgewerbetreibenden brachte

§ 2 der Bekanntmachung über Krankenversicherung und Wochen¬

hilfe während des Krieges vom 2& Januar 1915 (RGBl. S. ^9)

eine ergänzende Auslegung, die jetzt aufgehoben worden ist. Die

durch das Gesetz vom 4. August 1914 außer Kraft gesetzten
Bestimmungen sind nicht wieder eingeführt worden and werden

nun durch neue ersetzt, die aber erst narh Durchführung der

notwendigen Maßnahmen in Krait treten. Damit wird dann nach

die durch das ..Gesetz über Vcrsicheningspilicht, Vcrsichernqa*-
berechtigurrg und Grundlöhne in der Krankenversicherung*4 VOC1

28. Dezember 1921 (RGBl. 1922. S. 5) in bezug auf die Haus¬

gewerbetreibenden erfolgte Aenderung des | 165 RVG. wirksam.

Das neue Gesetz bringt unter dem Titel: ..A. Gemeinsame

Vorschriften1' Aenderungen der S§ 153 Abs. 2, 154 Abs. 2 und 162

der Reichsversieherungsordnung, dic mit dem Tage der Vcr-

küttdung, dem 5. Mai 1922. in Kraft getreten sind.

Der Tite! B. Krankenversicherung bringt eine Reihe von Oc-

setzesanderungen, die die 59 235, 250, 466- 493. 530. 531 und 532

RVO. betreffen. Zu erwähnen ist, daß die §§ 466- -493 durch die

neuen H 466—475 ersetzt werden. Hervorzuheben ist, daß

die Versicherung der Hausgewerbetreibenden nicht mehr bei den

Land-, sondern bei den Ortskrankenkassen erfolgt, denen für die

Festsetzung der näheren Bestimmungen ein größerer Spictraeai
gelassen ist. Da diese Bestimmungen, soweit es sich um die au

ihrer Durchführung notwendigen Maßnahmen handelt, bereits in

Kraft getreten sind, müssen die Kasseu die nötigen Vorarbeiten

sofort in Angriff nehmen.

Unter Titel C des Gesetzes wird die Versicherungspflicht der

Hausgewerbetreibenden aiigemewt aut die Invaliden- und Hinter«

bliebenenversicherung ausgedehnt. Den Zeitpunkt des Inkraft¬

tretens der dafür erforderlichen Aenderungen der §§ 1226. 1229.

1230 (letzterer wird gestrichen). 1243 und 1436 bestimmt der

Reichsarbcitsmimster.

Sozialpolitik Im SaargebleL Das folgende Oesetz Über

Sozialversicherung in Ansehung des Saargebiets vom 19. Apnl

1922 wird im Reichsgesetzblatt Nr. 32 vom 28. April 1922 ver¬

öffentlicht:

Die Reichsregierung wird ermächtigt, die Sozialversicherung

in Ansehung des Saargebteta im Wege der Verordnung ab¬

weichend von den gesetzlichen Vorschriften zu regein.

Die Verordnungen bedirfen der Zustimmung des Reichsrats

und sind im ..Rt-chsKesctzblatt'' zu verkünden.

Zu diesem Gesetz sei kurz folgendes bemerkt: Die Be¬

stimmung des fi 24 des \nhangs zu den Artikeln 45 bis 50 des

Friedensvertrages von Versailles, in dem „die Rechte der Ein¬

wohner des Saargebiets in Versicherungs- nnd Rentenangflegen-

helfen durch keine Bestimmung des Vertrnr.es berührt werden"

und %.al!c vorerwähnten Rechte zu erhalten und zu schützen

sind4*, hat zunächst zu keiner Dbereinstlmmenden Auffassung ge¬

führt Um jedoch eine Schädigung der Rentenempfänger oder

der Sozialversicherungsträger zu vermeiden, sab sich d\e Re¬

gierung veranlaßt, besonderen Richtlinien über die Durchführung

der Sozialversicherung zt;zi:s*_*rmer!. \us diesen Richtlinien sei

erwähnt: Invalide^- und Hi at erbliche nenver-

sichcrar.g Die Rechte der Versicherten sollen auch durch

d-e geplante fi htun« e besonderen Versicherung! *fa!t

Jas Saarge
' «einträchtig! werden Dei ..Reichs-
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Zuschuß geh! zu Lasten des Saargeb.ets. Die Outachten aller

Ve rberengsämter werden gegenseitig anerkannt. Eine ge-

e Gerichtsbarkeit entscheidet in Fällen, In denen g'eich-
Vers.chcrungstrfäer des Re ches unJ des Saargebiets be¬

troffen wer Jen. Unfallversicherung. Die geplanten
bc leren Bcrataannocscaechaftca tollen vom Tage der Cr«

nchtiing ab aüe Entschädigungsansprüche befriedigen. In der

Krankenversicherung sind besondere Bestimmungen
nicht eriorderlich. Sobald eine be< l re Angestellten-

v ersicherung errichtet Ist. geilen d*e Bestimmungen für

die Invaliden und Hinterbliebenen sinngemäß. Knapp-

ach af t s ver sie her aag. Um die Aafrechterhaltnne der

bestehenden Freizügigkeit zwischen den Knappschaitsvercinen

beider Tei'e zu erleichtern, wird d-ie Regicrungskommission

(saargebiet) darauf hinwirken, daß die Bestimmungen und

Satzungen der Knappschaftsvereine des Saargebiets in bezug

auf die Voraussetzungen und die Bedingungen für die Aner¬

kennung der Invalidität in Fmk'ang bleiben mit den betreffenden

Bestimmungen der Knappschaftsvereine des Deutschen Reiches.

Abschlag auf Krankenkassenrechnungen. Das preußische
Woh'iahrtsministerium hat dic folgende Bekanntmachung über

Abschlag auf Krankenkassenrechnungen vom 14. Februar 1922

herausgegeben (..Pharm. Ztg." Nr. 15 S. 156):

„Auf Grund des § H Abs. 1 00. für das Deutsche Reich und

des £ 376 RVO. wird bestimmt: Nr. 4 der Bekanntmachung vom

23. Dezember 1921 über die Deutsche Arzneitaxe 1922 erhält

als Absatz 2 folgenden Zusatz: ..Die Oewährung des Abschlags

ist davon abhängig, daß dic Rechnung innerhalb vier Wochen

fach ihrem Eingang bei der Kassenstelle wenigstens zu vier

Fünftel beglichen wird, und daß der Rest alsbald nach der

Prüfung der Rechnung, spätestens aber nach weiteren vier

Wochen bezahlt wird/'

Hieran schreibt die ..Betriebskrankenkasse1*:

..Diese Bekanntmachung entbehrt der rechtlichen Grundlage.
§ so Abs. 1 GO. ermüchtigt die Zentralbehörden nur. Taxen für

Apotheker festzusetzen. Nach § 376 RVO müssen die Apothe¬
ken den Krankenkassen fiir die Arzneien einen Abschlag von den

Pieisen der Arzneitaxe gewahren. Die oberste Verwaltungs¬
behörde kann den Abschlag für die einzelnen Apotheken davon

abhängig machen, daß de Kasse aus ihnen mindestens zu einem

bestimmten Betrage bezieht. § 376 RVO. gibt der obersten

Verwaltungsbehörde aber keinerlei Ermächtigung, wie sie die

«>hi?e Bekanntmachung voraussetzt. Die Bekanntmachung hat

daher keinerlei rechtliche Wirkung und die Kassen brauchen sich

nicht darum zu kümmern, wie auch aus Apothekerkreisen fest-

gestellt wird (..Pharm. Ztg." Nr. 15 S. 154). Trotzdem möchten

wir empfehlen, gemäß der Bekanntmachung zu handeln; denn,
v ;e dic Verhaltnisse liegen, können die Apotheker verlangen,
daü c;e dic ihnen zustehenden Betrage möglichst bald erhalten.44

fieser Frlaß des preußischen Ministers für Volkswohlfahrt

rt wiederum ein Beweis dafür, daß dieses Ministerium in seinen

Bestrebungen unzulässigerweise einen möglichst weitgehenden
Einfluß auf die Krankenkassen zu gewinnen und dadurch das
SHbstverwaltungsrecht immer mehr einzuengen, selbst vor un-

KC^czlichen Maßnahmen nicht zurückschreckt.
Es dürfte sehr bald an der Zeit sein, die Herren I*erater des

preußischen Wohlfahrt<mii>:sters in ihre ihnen gesetzlich ge¬

zogenen Grenzen zurückzuweisen. Die Ausübung des Aufsichts¬

rechts gibt ihnen, genau so wie in der Besoldungsfrage der

Kassenangestellten, auch hier keine Handhabe zu so eigenmäch-
t gern Vorgehen, wie es bisher geschehen ist. Der Wille des

Gesetzgeber! darf auch durch die Aufsichtsbehörden nicht in das

Gegenteil verkehrt werden von dem, was bei Frlaß der Vor¬
schriften in der Reichsversieherungsordnung gewollt ist. W;enn
v

:r auch weiterhin derartige Uebergriffe aus dem preußischen
Ministerien für Volkswohlfahrt zu verzeichnen haben sollten.
werden w ir uns einmal auf anderem Wege mit der Abänderung
dieser unhaltbaren Zustände beschäftigen müssen.

Verfügung des württembergischen Ministeriums des Innern
und des Arbeit^mlnlsteritims zum Vollzug des 8 123 RVO. vom

13. Februar 1022 (Regierungsbl. S. 95). Auf Grund des § 123
Satz 2 und 3 RVO. vorn 19. Juli 1911 (RGBl. S. 909) wird
i erf&gt:

| I. Als Zahntechniker im Sinne der Reichsversicherungs-
orJuung Ist anzusehen, wer das 25. Lebensjahr vollendet hat und

I. die Prüfung zwecks Zulassung 7UT Kassenkrankenbetiand-
lung fVerfügung des Ministeriums des Innern und des
Arbeitsministeriums vom IS Februar 1922, RegierungsbL
S. 87) oder eine gleichwertige Prüfung in einem anderen
deutschen Lande bestanden hat. im Besitze des hierüber
ausgestellten Ausweises ist und den Beruf als Dentist
(Zahntechniker) ohne Nebenberuf ausübt oder

2. am l. M irz 1922 nach den bisherigen Bestimmungen
(Abs. 1 der Verfügung des Ministeriums des Innern vom

20. September 1913. Regierungsbl. S. 293) als Zahntech¬
niker im Sinne der Reichsversieherungsordnung anzu¬

sehen war und im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte ist.

5 2. Bei Zahnkrankheiten mit Ausschluß von Mund- und
Kieferkrankheiten I neu Dentisten (Zahntechniker) auch ohne

Zustimmung der Versicherten selbständige Hilfe festen, soweit
nicht das Arbeitsministerium im Benehmen mit dem Ministerium
des Innern ein Bedürfnis hierfür in einzcl ien Versncherungs-
hezlrken verneint hat. Das Bedürfnis kann fir solche Bezirke
verneint werden, in denen eine genügende Zahl von Zahnärzten
vorhanden ist. die zu angemessenen Bedingungen die zahn¬

ärztliche Behandlung der Versicherten zu übernehmen bereit
Sind. Die EatSCbeidene über die Verneinung des Bedürfnisses
erfolgt nach Anhörung des Oberversicherungsamts und Ver¬
sicherungsamts tBeschluBausschuB). des Oberamtsnrztcs, des
Vereins württembergischcr Zahnärzte, e. V.. und der Vereinigung
württembergischer Dentisten, e. V. Sie wird dem Vorstand der

Landesversicherungsansta't Württemberg sowie dem Versiche¬
rungsamt mitgeteilt, das sie im Bezirksamtsblatt bekannt¬
zumachen und den beteiligten Krankenkassen tu eröffnen hat.

§ 3. Gegenwärtige Verfügung tritt am 1. März 1922 in
Kraft. Mit demselben Tage tritt die Verfügung des Ministeritims
des Innern zum Vollzug des | 123 RVO. vom 20. September 1913
(Regierungsbl. S. 293) vorbehaltlich der Bestimmungen im § 1
Ziffer 2 außer Wirkung.

Die im § 1 Ziffer 1 genannte Verfügung, betreffend die
staatliche Prüfung von Dentisten zwecks Zulassung zur Kranken¬
kassenbehandlung s eht eine mündliche und praktische Prüfung
vor. Es werden nur die Zeugnisse ..bestanden44 und „nicht
bestanden" erteilt. Die Wiederhoung der Prüfung ist nicht
mehr als zweimal und nur innerhalb eines Zeitraumes von drei
Jahren na- h der nicht bestandenen Prüfung zulässig. Den

Prüflingen wird ein Ausweis über das Ergebnis der Prüfung
ausgestellt.

Reichsversorgungsgesetz. Der Reichsarbeitsminister hat
folgende Erlasse veröffentlicht:

Anwendung des neuen Ortsklassen*
Verzeichnisses.

VII. 1.481.

Das neue Ortsklassenverzeichnis Ist als Anlage zum Oesetz
fiber eine fünfte Ergänzung des Besoldungsgesetzes vom 13. Ja¬

nuar 1922 im Reichs-Gesctzblatt Nr. 8 vom 15. Januar 1922 ver¬

öffentlicht.

Es findet gemäß § 51 RVG. (vgl. Ausführungsbestimmungen
Nr. 7) auch für die Feststellung von Versorgungsgebührnissen
nach dem Reichsversorgungsgesetz mit Wirkung vom 1. April
1920 an Anwendung. Das vorläufige Ortsklassenverzeichnis vom

12. Mai 1921 tritt außer Kraft.

Das neue Ortskla^senverzeichnis ist künftig bei allen Fest¬

stellungen von Versorgungsgebührnissen nach dem Reichsver¬
sorgungsgesetz (Umanerkenn ungen, Neuanerkennungen, vor¬

läufigen Anweisungen) und bei der Berechnung der Gebührnisse
aus Anlaß der Versorgungsheilbehandlung zugrunde zu legen.

Wegea der Behandlung bereits abgeschlossener Rentenver¬
fahren (vorläufige und endgültige Anweisungen oder Heilbehand¬
lungen) ergeht besonderer Erlaß. Neue Feststellungen
zum Zwecke der Nachzahlung der höheren Gebührnisse lediglich
infolge der anderen Einstufung von Orten haben also zunächst

nicht zu erfolgen.

Eine Nachzahlung des Unterschiedes an Taschengeld und an

Urlaubstagegeld für Uebergangskranke soll überhaupt unter¬

bleiben.

Das Ortsklassenverz^eichnis wird gemäß Artikel 1 Ziffer 1
Abs. 5 des Gesetzes vom 13. Januar 1922 noch einer Nach¬
prüfung unterzogen. Mit Rücksicht hierauf haben die Vcr-

sorgungsdienststeljen das Reichs-Gesetzblatt Nr 8'22 in der un¬

umgänglich notwendigen Zahl aus dem Amtsbedürfniskosten-
fonds selbst zu beschaffen und zum Gebrauch für die einzelnen
Bearbeiter gegebenenfalls Auszüge aus dem Ortsklassenver¬
zeichnis anfertigen zu lassen. Das gleiche gilt für die Stellen
der sozialen Fürsorge. Nähere Anordnungen treffen die Haupt¬
versorgungsämter und die Hauptfürsorgestellen

Die Herausgabe einer besonderen Drucksache (Anhang zn

den Rententafeln zum Reichsversorgnngsgesetz) für die Ver-

aorgnngsdienststellen ist nicht beabsichtigt.

Den Krankenkassen ist vom Erscheinen des neuen Orts-
klassenverzeicbnisses und von diesem Erlaß durch die Ver¬

sorgungsämter Kenntnis zu geben. —

Versorgungsgeld.
Erlaß vom IS. März 1922 (IX Nr.4361 '22) Reichsversorgungsblatt.

Künftighin kann die nach § 13 Abs. 2 RVO. auf das Ver¬

sorgungshausgeld anzurechnende Rente auch im Aufnahme- und

Entlassungsmonat bei der Berechnung des Hausgeldes uU Ein¬
kommensminderung angesehen und in Ansatz gebracht werden.

Nachzahlungen für die vor dem 1. April 1922 liegende Zeit sollen
unterbleiben. Soweit das Hausgeld aber in Einzelfällen sc^on
vor jenem Zeitpunkt nach diesen Grundsätzen berechnet und
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gezahlt worden ist. hat es dabei sein Bewenden. — Die Muster

der Postkarteemltteilnngen auf Seite 9 und 16 sowie die Bei¬

spiele für die Berechnung des Hausgeldes auf Seite 36 bis 39

ier Leitsätze werden bei deren endgültiger Festste!b»n^ cnt-

sorechend geändert werden. — Die Vcrsorgunesämter haben den

Krankenkassen ihres Bereichs hiervon beschleunigt Kenntnis

zu geben.
•

Bescheid des Reichsarbeitsministers betreffend Anwendung

von Gesetzen auf dem Gebiete der Reichsversicherung In Ober¬

schlesien. Vom Reichsarbeitsminister wird unter Nr. IIA 2754

mitgeteilt:

Die Interalliierte Reeiernrrgs- und Plebiszitkommission für

Oberschlesien hat nach einer im Amtsblatt für Oberschlecien

Nr. 30 vorr 2«. Februar 1922 veröffentfichten Verordnung vor¬

behaltlich soäterer Bestimmungen, die hinsichtlich der von der

deutschen Regierung seit dem 1. Mai 1920 einschließlich ver¬

kündeten Gesetze zu treffen sind, das Inkrafttreten folgender

Gesetze und Verordnungen in Oberschlesien -von letzt ab44

genehmigt:
a) des Gesetzes vom 7. Dezember 1921 (RGBl. S. 1533) über

Notstandsmaßnahmen zur Unterstützung von Renten¬

empfängern der Invaliden- und der Angestelltenver-

sicherung,

b) der Ausführungsverordnung vom 24. Dezember 1921

RGBl. S. 1665) zum vorgenannten Gesetz.

c) des Gesetzes vom 2*. Dezember 1921 (RGBl. 1922 S. 5)

öber Versicherungspflicht. Versicherungsberechtigung und

Grundlöhne in der Krankenversicherung.

d) des Gesetzes vom 28. Dezember 1921 (RGBl. 1922 S. 7)

über Neuregelung der Zulagen in der Unfallversicherung.

Beschluß des preußischen Staatsmlnlsterlums über die An«

Stellung von Gewerbeärzten zur Mitarbeit und zum Ausbau der

Hygiene In gewerblichen Betrieben vom 9. September 1921.

(Volkswohlfahrt S. 60.) 1. Zur Unterstützung der technischen

Gewerbeaufsichtsbeamten in gewerbehygienischen Fragen so¬

wie zur Vertiefung der Kenntnisse der durch die gewerbMcho
Berufsarbeit bed^gten krankhaften Veränderungen und deren

Vorbeugung und Beseitigung sowie zum Ausbau allgemein-

gewerbehygienischer Aufgaben und Arbeitsgebiete werden für

das Gebiet des Freistaates Preußen fünf Gewerbeärzte angestellt.

2. Die Gewerbeärzte sind unmittelbare Staatsbeamte und

unterstehen der Aufsicht des für ihren Amtssitz zuständigen

Regierungspräsidenten. Sie haben die im § 139 b RGO. den staat¬

lichen Aufsichtsbeamten gegebenen Befugnisse, insbesondere die

der jederzeitigen unangemeldeten Besichtigung der ihrer Auf¬

sicht unterstellten Betriebe. Die näheren Vorschriften über ihre

dienstliche Stellung, ihre Befugnisse und Obliegenheiten sowie

ihre Amtsbezeichnung werden von dem Minister für Volkswohl¬

fahrt, dem Minister für Handel und Gewerbe un<l dem Finanz-

minister erlassen.

3. Die Amtsbezirke und dienstlichen Wohnsitze der Ge¬

werbeärzte werden von dem Minister für Volkswohlfahrt im

Einvernehmen mit dem Minister für Hände! und Gewerbe und

dem Finanzminister bestimmt.

4. Die Vorschriften über die Vorbildung, Prüfung und Fort¬

bildung der Gewrerbeärzte erläßt der Minister für Volkswohlfahrt.

Kriegsanleihen der Krankenkassen. Der Allgemeine Verband

deutscher Landkrankenkassen war beim Reichsarbeitsministc-
rium vorstellig geworden, um eine Hilfe zur Vermeidung erheb¬

licher Kursverluste der Krankenkassen bei der letzt bewirkten

Veräußerung von Kriegsanleihen zu erlangen.

Hierauf ist folgender Bescheid ergangen:

Der Reichsarbeitsministcr.
IIA 1 Nr. 287. Berlin NW 40, den 2. Februar 1922.

In der Angelegenheit habe ich mich mit dem Herrn Reichs-
minist^r der Finanzen ins Benehmen gesetzt. Dieser hat sich

wie folgt geäußert:

„Um dem Kurse der Kriegsanleihen eine Stütze zu bieten,
hat daa Reichsfinanzministerium gemeinsam mit der Reichsbank
unter erheblicher eigener finanzieller Beteiligung die unter der

Leitung der Reichsbank stehende Reichsanleihe-Aktiengesell-
schaft ins Leben geruien. Darüber hinauszugehen und Kriegs¬
anleihe auch nur ausnahmsweise zum Nennwert, zum Zeich-

nungs- oder zu einem sonstigen Vorzugskurse reichsseitig an¬

kaufen zu lassen, ist angesichts der ungeheuren Lasten, die

uns durch den ungünstigen Ausgang des Krieges auferlegt sind.

und mit Rücksicht auf die unabweisbaren Berufungen, die ais-

dann von allen Seiten erfolgen würden, unmöglich. Ich bin

daher zu meinem lebhaften Bedauern außerstande, der Bitte

des Verbandes der Landkrankenkassen zu entsprechen.44
Von hier aus kann in der Angelegenheit weiteres nicht

veranlaßt werden. Ich bin auch nicht in der Lage, mich zu der

Frage zu nußern. oh eine AbstolJung der Kriegsanleihe zum

jetzigen oder zu einem späteren Zeitpunkt zur Vermeidung von

Kurs\erlusten ratsam ist. I. A.: gez. Spielhage u.

Die Sozialversicherung Im Ausland. Die französische Kran¬
kenversicherung soll nach deutschem Muster organisiert werden.
Frankreich besitzt heute noch keine obligatorische Krankenver¬
sicherung. Frst letzt wird dieses Land, durch eine Folge¬
erscheinung des Krieges dazu gezwungen, dem Vorbild und
Muster Deutschlands nachzufolgen. Wie man mitteilt, wird Frank¬
reich zur Einführung einer allgemeinen Krankenversicherung ge¬

zwungen durch Elsaß-Lothringen, wo die von Deutschland ge¬
schaffenen hochentwickelten Krankenversicherungseinrichtungen
und -anstalten bestehen. Der einheitlichen Verwaltung wegen

müßte Frankreich entweder diese deutsche Organisation wieder

aufgeben und auf diese Weise seine Arbeiter ohne rechten Schutz
In Krankheitsfällen lassen, oder es muß die Versicherung in ganz

Frankreich durchfüiiren. Man hat den letzteren Weg gewählt
und einen Gesetzentwurf nach deutschem Muster vorgelegt
Der Deputiertenkammer wurde ein Gesetzentwurf Ober die

Sozialversicherung vorgelegt, welcher iregenüber der deutschen

Sozialversicherung nicht unerhebliche Verbesserungen aufweist.

Die Vielgestait'gkeit der Sozialversicherungsträger ist im Ent¬

wurf aufgehoben, es wird ein einziger Versicherungsträger ge¬

schaffen. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Betriebs¬

unfälle und Arbeitslosenversicherung. Für die Durchführung der

Versicherung ist die Einteilung in Versicherungsbezirke vor*

gesehen, deren Zahl 25 nicht übersteigen darf. Für jedes Gebiet

wird eine Regionalkasse begründet, die für jeden Verwaltungs¬
bezirk oder jede Gemeinde mit mehr als 10 000 Einwohnern

Sektionen bildet. Verwaltet wird die Kasse durch einen Rat
von 36 Mitgliedern, von denen 18 von den Versicherten, 9 von

Gen Arbeitgebern gewählt werden. Die übrigen 9 Mitglieder
werden von der Regierung ernannt. Jede Sektion hat ihren

besonderen Verwaltungsrat von 8 Mitgliedern nach dem gleichen
Verhältnis des Rates der Regionalkasse. Als Ersatzkassen sind

Syndikats- und Betriebskas^en zugelassen: die Kosten der Ver¬

waltung übernimmt der Staat, der auch die Aufwendungen für

Familienbeihilfen trägt, Zuschüsse zur Invaliden- und Alters¬

versicherung gewährt und die Hälfte der Baukosten für Hefl-

und Versorgungsanstalten erstattet. Die Versicherungsbehörde!»
sind ähnlich wie in Deutschland vorgesehen. Der Pflichtver¬

sicherung sind unterstellt alle gegen Lohn und Entgelt Beschäf¬

tigten und die kleinen Pächter vom 16. Lebensjahre ab. deren

Einkommen 10 000 Fr. nicht übersteigt. Ein freiwilliges Beitritts¬

recht ist vorgesehen für Pächter. Landwirte, Gewerbetreibende

und kleine Arbeitgeber, die gewöhnlich allein oder nur mit einem

einzigen Arbeiter arbeiten, sowie mit ihnen wohnende, gegen oder

ohne Entgelt arbeitende Familienmitglieder, falls ihr Jahresein¬

kommen 10 000 Fr. nicht übersteigt und soweit sie das 30. Le¬

bensjahr noch nicht erreicht haben.

Ein Weiterversicherungsrecht ist vorgesehen, jedoch nur für

die Altersversicherung. Die Rückversicherungsmöglichkeit fin¬

det also ihre Grenze bei einem Einkommen von über 10 000 Fr.-

Gewährt wird im Falle von 1. Krankheit oder Invalidität ärzt¬

liche Behandlung, Arzneien sowie tägliches und monatliches

Krankengeld und Invalidenrente; 2. bei Wöchnerinnen ärztliche

und wundärztliche Hilfe und Arzneien sowie Wochen- und Still¬

geld; 3. Altersrente, deren Minimalbetrag mit 60 Jahren gewähr¬

leistet ist; 4. Sterbegeld an die Hinterbliebenen; 5. Familien¬

zulage bei der Geburt eines jeden Kindes; 6. für Kinder unter

16 Jahren Anspruch auf Erhöhung des Kranken-, Invaliden- und

Sterbegeldes; 7. der Ehegatte und die Kinder unter 16 Jahren

haben Anspruch auf ärztliche, w undärztüche und Apothekenhilfe.
Die Familienversicherung ist obligatorisch, Beiträge und Lei¬

stungen sind nach besonderen Lohnklassen abgestuft. Die Bei¬

träge betragen etwa IQ Proz. des Durchschnittslohnes, sie wer¬

den zur Hälfte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen.

Krankheit und Arbeitsunfähigkeit als Kriegsfolge. Zu diesem

Thema liefern die Geschäitscrgcbnisse der Landesversicherangs-

anstalt Berlin über das Jahr 1020 aufs neue wichtiges Beweis¬

material. Im Jahre 1914 liefen 7470 Anträge auf Invaliden- und

Krankenrenten ein. Im zweiten Kriegsiahre verringerte sich dio

Zahl der Anträge auf 4871, um dann wieder jäh anzusteigen. Am

Ende des Krieges bettug die Zahl der Anträge bere:ts über S000;

sie stieg dann im Jahre 1919 aui 12 291. Irn Folgejahr hielt die

Ziffer wieder dem Bestand des ersten Kriegsjahres etwa das

Gleichgewicht. Rentenanträge von Kriegsbeschädigten fehlen im

ersten Kriegsiahre, 1915 nehmen sie den bescheidenen Raum von

93 ein, aber 1916 erreichen sie bereits die Höchstziffer von 3219,

um dann, langsam zurückgehend, bei Kriegsende auf 2500 zu

stehen, und 1920 524 gegen 2916 im Vorjahre zu betragen.

Bei der Verteilung von Invaliden- und Krankenrenten ist es

auffallend, daß bei den Männern die Zahl der Krankenrentner von

44S im Jahre 1914 auf 2907 im Jahre 1917 anschwoll, während die

Zahl der Invalidenrentner von 2638 aui 1835 fiel. Bei den

Frauen ist das Verhältnis umgekehrt Die Krankenrentnewnnen
fielen in den gleichen Berichtsjahren von 3.38 aui 311, d*e Inva-

lidenrentnerinnen stiegen von 1647 anf 1673, Hervorzuheben iQt

bei den Männern die starke Zunahme der Krankenrentner, die zu

Beginn des Krieges nur einen geringen Bru rhteil den Invaliden«

rentnern gegenüber ausmachten und die Zahl der Invalidenrentner



PS Vo'lcstumlichc Zeitschrift ffir die gesamte Sozialversicherung Nr. 12 — J922

wahrend des Krieges dann üb ^eite. Bei den Frai

isc daa Verhältnis mehr stationa Allerdings nehmen Sfe l>ei der

Verteilung der Renten einen wach enden Raum e.n. während die

Zahl der mil alichen Reuienempilnger nach zeitweiligem erheb¬

lichen Steigen im Jahre 1920 sogar um-: das Jahr 1914 zurück¬

gegangen ist. Es wurden im Jahre 1914 an 3083 Männer wzen

2H.J2 im Jahre 1920 and an I9H gegen 2491 l'raucn in den gleichen

Berichtsjahren Renten verteilt

In der Hlntcrbtiebenenfflreorte ifnd 1915 und 1916 die

Schlimmsten Jahre für die Waisen (3400 und 3608 neue Atttrige

gegen 1014 im Jahre 1914 und 1585 im Jahre 192«)). Dic Zahl

der Anträge auf Witwenrente schwankte demgegenüber in den

Jahren 1918/16 /wischen 500 und 900, stieg bis zum Jahre 1919

auf 21hl) und hielt 192t) auf 1245 gegen 822 im Jahre 1914.

Zunehmende l 'nfallzilfcr bei der Brandenburgischen Land-

wfrtschaf(liehen Beruf»genossenschaft Auf der Tagung des

Braadeabnrgitchaa Provinziallandtags stand u. a. auch der

Jahresbericht der Brandenburgischen landwirtschaftlichen Be¬

rufsgenossenschaft zur Beratung. Der Abg. Kollege Wolter

(Potsdam) übte scharte, aber gerechte Kritik und hob besonders

hervor, daß die Verwaltung der Beruisgenossenschaft, wie sie

heute besteht, in keiner Weise befriedigen kann, und daß sie in

bezug auf die Unfallverhütung bisher nicht weniger als alles

vernachlässigt hat. Kollege Wolter verlangte, daß hier schleu¬

nigst Wandel anschauen watda. Darauf wurde der folgende

von ihm gestellte Antrag einstimmig angenommen: ..Der Pro¬

vinz: allaadtaa wolle beschließen, den Provinzialausschuß als

Vorstand der Brandenburgischen Landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaft zu ersuchen, die Zahl der technischen Aufsichts¬

beamten so au erhöben, daß die im Gesetz der Berufsgenossen-

schait auferlegte Unfallverhütung auch wirklich sachgemäfl

durchgeführt werden kann/4

Ersatzkassen und Ortskrankenkassen. Die „Krsatzkasse",

(Be Zeitschrift des Verbandes kaufmännischer Ersatzkassen, bringt

mit Vorliebe aus den Berichten der Ortskrankenkassen Auszüge

Aber die Erhöhung der Grundlohne, Beiträge und über Verände¬

rungen in den KaSSCBJCiStnagcn, In ihrer Nr. 7 veröffentlicht sie

eine Notiz über dic finanziellen Höfe der Zwanzskrankenkassen

und gibt auszugsweise eine Reihe von Berichten der Ortskranken¬

kassen, die teils infolge der HeraufSetzung der Grundlohne ent¬

sprechend dem Gesetz vom 28. Dezember 1921 die Höhe des

Krankengeldes heiabgesetzt haben, teils infoige der durch diese

ean/ bedeutenden Mehrautwendungen Ihren Reservefonds in An¬

spruch genommen haben, oder gar Anleihen bei den Stadtver¬

waltungen erheben mußten. Wer einigermaßen mit dem Ge-

achfiftsgang der Kassen Vertraut ist. weiß ganz genau, daß die

alle, linga ebenfalls durch den erhöhten Grundlohn bedingten

höheren Beiträge erst ganz bedeutend später in die Hände der

Kassen gelangen. Die Kassen sind daher für eine gewisse Zeit

zu bedeutend höheren Leistungen verpflichtet, währen! der sie

noch mit den e ».gegangenen niedrigen Beiträgen wirtschaften

müssen. Hinzu komm: noch, daß die bedeutend erhöhten Aerzte-

gehfihren die Kassen unverhältnismäßig hoch hl Anspruch

nehmen. Die Kassen leiden natürlich genau so sehr unter der

rapiden Geldentwertung wie jedes andere Unternehmen. Daß

sie mit ihrer tatsächlich nicht rosigen Lage nicht hinter dem

Berge halten, ist nur anerkennenswert. Sie werden aber gut

tun, ihr Einzugsverfahren so zu gestalten, daß sie Zug um Zug

ru ihren höheren Beiträgen und zu den von den Versicherten

aufgebrachten Mitteln kommen, wenn sie nicht großen Schaden

durch die tägliche Geldentwertung nehmen wollen. Durch die

Not:z soll aber lediglich der Anschein einer Geschäftsunfähigkeit

und Unzweckmäßigkeit der großen Kassen erweckt werden. Wir

be Antigen uns zu sagen: „M an merkt die Absicht und

wird verstimmt.44 — Aber eine Gegenfrage: Die Orts¬

krankenkassen geben in ihren Jahresberichten wie auch in ihren

Zeitschriften in freimütiger Weise über die Geschäftslage der

Kas^n Kenntnis. V\ ie steht es dagegen bei den Ersatzkassen

aus? \K\r haben noch nicht gemerkt, daß d.e Zeitschrift des

Verbandes kaufmännischer EisatzKassen irgendwann einen Ge-

schäitsbertcht über den Stand dtr einzelnen Kassen gegeben

hat. Oder scheuen sich die Kassen, ihre Berichte ebenso regel¬

mäßig und ebenso onen der Bevölkerung bekanntzugeben?

Aus den Arbeitsgemeinschaften. Die Arbeitsgemeinschaft

der sozialen Versicherungsträger und der Wohlfabrtaeinrich-

tnngen der Provinz Sachsen und des Freistaates Anhalt

hielt am 30. März ihre erste Versammlung im Sitzungs¬

saal de* Laadeaversichernngsanstalt za Mersebara ab. Als Vor¬

sitzen Irr wurde Gehe mrat Mölle, Merseburg, als Stellvertreter

Knapo^chaftsdirektor Büttner, Halle. gewählt Sodann wurden

drei UnteransscbOsse gebildet, and /war je einer Ifir die Be¬

ziehungen zwischen der Kranken- und Inval denversieberung,

der Kranken- und der Unfallversicherung und der sozialen Ver¬

sicherung und de Wohlfahrtspflege. Die Ausschüsse haben

das Recht, selbständige Beschlüsse zu fassen. Wenn das aber

nicht einstimmig geschieht hat sn h die Vollversammlung noch¬

mals mil üc; Sache zu beschäftigen. Hieran! aurdc ein

läufiges Arbeitsprogramm fflr die nächste Zeit aufgestellt. Fräu¬

lein Noa:k. Magdeburg (Proviuzialwohlfahrtsamt), regte c»u

Vorgehen zur Vermehrung der öffentlichen Fursorgestellen an.

In Betracht kommen hauptsächlich LuugenfDrsorge- und 9fug«

lingsfürsorgctftellen, Beratungsstellen f;ir Geschlechtskranke usw.

Ein weiteres Arbeitsfeld wurde festgelegt mit der Aufklärung

der Bevölkerung in allen Fragen der sozialen Pflrsorge. Diese

Belehrung soll sich nicht nur erstrecken auf die Bekämpfung
der Volksseuchen, sondern auch auf die Organ.sation und Be¬

nutzung der Wohlfahrtseinrichtiingcn. Das Fürsorgewesen sei

heute noch sehr verwickelt und die Bevfltkernitg wisse nicht.

wo man sich im einzelnen Not- und Bedarfsfälle hinzuwenden

habe. Für diese Aufklärungsarbeit müßten neue Wege ge-

furvJtm werden. Kleeis, Aschersleben (Vertreter der Landes-

Versicherungsanstalt), verlangte Förderung dtr Kinderfürsorge.

Die ärztlichen Untersuchungen der Schulkinder aus Anlaß der

Ouäkerspeisang haben gezeigt, daß ein großer Teil der Kinder

(fast die Mähte) unterernährt und krank ist Hier müsse auf die

Einführung der „Familienhilfe4' bei den Krankenkassen (Ver¬

sorgung mit Arzneien, ärztlicher Hilfe usw.), aber auch die

Anstellung von Schulärzten hingewirkt werden. In einigen

großen SMhMeg Wie in Köln leiste man auf diesem Gebiete schon

sehr Anerkennenswertes. Man beachtet, auch dieser Frage in

allernächster Zeit näherzutreten. IV© Eisenbahnverwaltung hnt

die bisherigen Vergünstigungen bei Reisen unbemitteMer Kranken

und Erholungsbedürftiger in Kurorte^ Heilanstalten usw. auf¬

gehoben. Es soll versucht werden, die alten Einrichtungen

wieder zu erlangen. Andere Anregungen betrafen die Berufs¬

ausbildung der Sozialbcamten, den gemeinsamen Bezug von Heil¬

mitteln usw. Der nächste Yerhandlung$ge*genstaad war Stellung¬

nahme der Versicherungsträger zu den Honorarforderungen der

Zahnärzte und Dentisten. Dabei kam man l>esonders auch anf

die Schulzahnpflege zu sprechen, die gefördert werden soll. Es

sollen hierüber noch Richtlinien aufgestellt werden. Die Oe¬

währung von Zuschüssen zu künstlichen Gebissen von der

landcsversicherungsanstalt soll einfacher gestaltet werden.

Ueber die Honorarforderung der Zahnärzte wurde die Beschluß¬

fassung den zuständigen Verbanden überlassen. Zum Schluß

wurde noch über Förderung der Anstellung von Gesundheit*-

iürsorgerinnen in den Stadt- und Larn&re sen gesprochen. Bis

auf einige wenige haben alle Kre'se derartKre Fliegerinnen an¬

gestellt, aber ihre Zahl ist meist noch recht bescheiden. Dio

Einrichtung von Wohlfahrtsämtern soil auch gefördert werden*

Für besondere Betriebskrankenkassen. Der Süddeutsche Be-

tricbskrankenkassen-Schutzverband hat zwei Eingaben an dic ge¬

setzgebenden Körperschaften gerichtet, worin er gegen das Ver¬

langen der Ortskrankenkassen auf Beseitigung der Betnebskran-

kenkassen Einspruch erbebt. „Nur durch weitestgehende

Dezentralisation könne die geeignete Kassenform ge¬

funden werden, welche zur Förderung, Erhaltung und Wieder¬

herstellung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit der breiten

Masse des werktätigen Volkes wirksam beitragen/1 — Wir

wissen, daß allerdings die Arbeitgeber und ihre Verbände ein

gewisses Interesse an der Erhaltung der eigenen Betriebs¬

krankenkassen haben. Sind diese doch häufig ein Mittel mit,

um ihre Betriebe in dem ihnen genehmen Sinne beeinflussen H

können. Vom Standpunkt des Wohles der Allgemeinheit Iedoch

wie besonders vom Interesse aller Versicherten wissen wir«, daß

nur große, einheitliche K?ssengebilde und die zentrale Zusam¬

menfassung aller Kassen Gutes zu schaffen vermag. Der Weg

wird uud muß zu Einheitskassen fuhren!

Frwerbslosenunterstützung und Ortsklassenetateflung. Das

Reichsarbcitsministerium hat durch Verordnung vom 1. April

bestimtnt. daß in den Orten, de gelegentlich der Nachprüfung

des amtlichen Ortsklassenverzeichnisses in eine höhere Orts¬

klasse versetzt wurden, diese Abänderung auch für die Erwerbs-

loscnfürsorge gilt, und zwar vom 21. März, dem Tage der amt¬

lichen Veröffentlichung an.

**¦¦ =

Gewerkschaftliches.

Soaltunc Im Bund der Beamten und Angestellten der Reichs-

Sozialversicherung? Unter der Uel>erschrift „Gewerkschaftliche

Umstellung bei den Sozialversicberungsheamter" bringt die dem

Deutschnationalen Mandlungsgehilfenverband nahestehende Zeit¬

schrift ..Der Deutsche*' in Nr. 9« folgende Mitteilung:

..Fiel den Beamten der Peichsverstchertwgsanstalt für Angestellte beginnt

sich die Erkenntnis durchzuseinr\ daö ihre bisherige Organisation, der ..Hur«!

der Sozialversleherungsbe unten Deutschlands", der dem ..Deutschen Beamtcn-

htinu" anschlössen ist, falsche W'?kc «efat. In diesem Bor.d der Sozialerer«

>icherung\l>enmten Deutschlands wird teilweise izestn die Aezeatelltenrertlcfce-

Z nnd ihr Pcvtchen Sturm gelaufen. Andererseits erkennt man. daß <üct

Deettckc Betmtenbtfftd, dessen hntere Schuäche auf seiner letzten Tagung ie

CrtChC!n.mg trat, nicht die richtige Vertretung darstellt. Aus diesen Grunde«

beafestcktite* l*eachtiii.he Teile der Beamtenschaft einen neuen Verband its

„Reichsverband deutscher Soz.alvervichcrungshearnten und Angestellten" re

irrunden. der dem i resamtverbard deutscher Ucamten- und Staatsaogesteltte»-

gewegkaduttaa tüiivii i üc. tUMleJ aazcs^hloatoi »et4« *oü. L>ic VechauJ-
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Iftiisefl 5ind «oweit tortfetcbrlttca, dafl der ntue Verband in KPrze endgültig

an ttc Oefi ntüchkeit treten wird.

Wir meinen, daß eme derartig •.gewerkschaftliche'* Um¬

stellung den Beamten und Angestellten der Reichsversicherungs-

anstalt fhr ihren wirtschaftlichen und kulturellen Aufstieg ebenso¬

wenig nützen wird, als das Festhalten an einem Gebilde, das be¬

kanntlich nicht vermocht hst, irgendwelche wesentlichen Ver¬

besserungen für sie zu erzielen, Eigenartig ist ferner, daß die

Weidung kurz nach der bekanntgewordenen Ernennung des

Dr. Olahanaen zum Präsidenten der Reichsvcrsicherungsanstalt

für Angestellte erscheint, fiir welchen Posten Dr. Höfle als Kan¬

didat genannt wurde. Den Kolleginnen und Kollegen in der

Reicheversicberangsaastalt für Angestellte empfehlen wir, sich

mehr noch als bisher im Zentraiverband der Angestellten, Reichs¬

fachgruppe Sozialversicherung, zu organisieren, als derjenigen

Organisation, we'che allein in der Laee Ist, die wirtschaftlichen

Lnteres^cn der Beamten und Angestellten der Sozialversiche¬

rungsträger, die ihr l>ereits nahezu vollzählig angehören, zu ver¬

treten.

Anpassung an die RBO. oder Beamteneigenschaft und

scherratische Unterstellung. Der Bund der Beamten und An¬

gestellten der Reichssozialversicherung (Verbaruv) glaubt auf

Grund der Ausführungen, die Herr Geh. Rat Schulz vom Rciehs-

irbeitsmbtisterium auf dem ersten Sozialbeamtentag gemacht

hat, seinen Mitgliedern hinsichtlich der Erfülung ihrer Wünsche

und' ihrer Mitarbeit bei der künftigen Reform der RVO. die

hosten Auss:chtcn auf Erfolg versprechen zu können. Wie Herr

Geh. Rat Schulz in Wirklichkeit «"»her die Renifs^enossenschafts-

angestellten und Ihre Mitarbeit bei der Reform der RVO. denkt,

ist bereits in Nr. U unserer „Volkstümlichen Zeitschrift" aus¬

geführt.
In welcher Weise nun die Dienstverhältnisse der Berufs-

geno^sens^haftsamreste!lten eereeelt werden und ob und in

welchem MaCe dabei auch fhre Mitwirkung erfolgen wird, dar¬

über kann niemand heute etwas Bestimmtes mitteilen. Soviel

scheint ..cJoch nach unserer Information festzustehen, daß die

Reform der RVO. noch jahrelang auf sich warten lassen wird.

Die bisherigen Ereigr;sse lassen für die Bcrufsgenossenschafts-

angestclten noch rieht irgendwelche Schlüsse zu in bezug auf die

Beamteneigenschaft oder einer kommenden gesetzlichen Rege¬

lung durch eine Novelle, deren Erscheinen übrigens heute mehr

denn ie in Frage gestellt ist.

Nach unserer Ansicht ist diese Angelegenheit lediglich eine

politische Macht- und insbesondere Geldfrage, in der die Auf¬

fassung der Industriekreise als Träger für die Unfallversicherung

Über dic Form der Selbstverwaltung sowie auch die Stellung¬

nahme der Arbeiterschaft eine große Rolle spielt und in der

die Machtvcrhä'tnisse im Parlament den Ausschlag geben. Daß

die deutsche Industrie die Verbeamtung der Angestellten ganz

energisch ablehnt, darüber besteht nach dem 32. ordentlichen

Berufsgenossenschaftstag in Regensburg und nach sonstigen

Vorgingen kein Zweifel. Ebenso selbstverständlich ist, daß auch

die Arbeiterschaft nicht für dic Verbeamtung zu haben ist. wenn

Sie auch eine ganz andere Art von Selbtverwaltung wünscht.

Jedenfalls haben die Wünsche der Angestellten dabei nur sekun¬

däre Bedeutung, wenn es auch schließlich möiüch sein wird.

Im geeigneten Zeitpunkt durch unsere Spitzenorganisationen usw.

zu einem gewissen Einfluß bei Gestaltung der Dinge zu kommen.

Wir sird neugierig, auf welche Parteien des, Reichstags der

Verbaruv glaubt, sich bei seinen Bestrebungen nach der

Beamteneigenschaft stützen zu können.

Aeußerst interessant und von Bedeutung für uns Ist die

Jetzige Bewegnag der Knappschaftsangestellten. Diesen An-

gcstellten will mau. gegen ihren einmütigen Willen, jedoch auf

Wunsch der Bergherren durch ein Reichsknappschaftsgesetz die

Rechte und Pflichten der Reichsbeamten übertragen.

Es ist also dem Grunde nach genau dasselbe, was vom

Verbaruv auch für die Berufsgenossenschaftsangestellteu an-

gestrebl wird, nur mit dem Unterschied, daß der Arbeitgeber¬

verband deutscher Berufsgenossenschaften daiür nicht zu haben

ist. Da die Bewegung der Knappschaftsangestellten auch wahr¬

scheinlich eine gewisse Rückwirkung auf die künftige Gestaltung

<ier AnsteHnngsverhältnisse der übrigen bei den Sozialvers.che-

rangstrlgern beschäftigten Angestellten haben wird, werden

auch wir die Bewegung der Knappschaftsangestellten aufmerk¬

sam verfolgen. Tatsache ist, daß den gesetzgebenden Körper¬

schaften ein Entwarf eines Reichsknappschaftsgesetzes zuge¬

gangen ist. gegen den fast d;e gesamte AngesteHtenschait der

Knappschaftsvereine« deren Mehrheit in Bochum und Umgegend
sich befindet, in euer Protcstversammlung einmütig Stellung

genommen hat. Es handelt sich also dabei um die merkwürdige

Tntsache, daß das, was der Verbaruv als das Ideal für die

Berufsgcnossensehaftsangcsteüten anstrebt, den Knappschafts¬

angestellten gegen ihren einmütigen Willen aufoktroyiert werden

soll. Die Ursache, weswegen die Bergwerksbesitfer den Knapp*
schtfftsangcsreMten die-Rechte und Pflichten von Reichsbeamten

übertragen wollen« und weswegen andererseits die Angestellten

gegen dieses Gesetz protestieren, liegt nach unseren Informa¬

tionen darin, daß den Knappschaftsangestellten die Rechte aus

de: Tarifverordnung und dem BRG. genommen und durch eine

schematische Eingliederung in die RBO. infolge Anwendung dea

Sperrgesetzes eine Minderung der Entlohnung erfolgen soll.

Wie sieht nun dieser Gesetzentwurf aus? Nach § 138 sollen

den als Bureau-. Kanzlei- und Unterbeamten beschäftigten An¬

gestellten die Rechte und Pflichten der Reichsbeamten nach

näherer Bestimmung der Dienstordnung übertragen werden«

In der Begründung zn diesem Paragraphen steht, „daß die

Beamten mit der Beilegung der Beamteneigenschaft nicht

schlechthin Reichsbeamte werden sollen, sondern sie

bleiben Beamte des Reichsknappschafts ver-

eins, der die Stellung einer zur Durchführung der reichsgeseiz-

Nchen Versicherung berufenen Körperschaft der Selbstverwaltung

behalt. Die Beamten sollen nicht ohne weiteres unter die RBO«

fallen, die Gehälter sollen vielmehr in Ausübung des Selbstver¬

waltungsrechts von den Organen des Reichsknappschaftsvcreina

(RKV.) nach näherer Bestimmung des 8 140 festgesetzt werden.

Die Amts- und Dienstverhältnisse der Angestellten dieses Ver¬

sicherungsträgers sind so zu ordnen, wie es den besonderen

Aufgaben« Bedürfnissen und Verhältnissen des Reichskuapp-

schaftsvereins entspricht.14 Die Begründung zum § 138 hebt noch

hervor, daß die Diszipliuarverhältnisse durch ein besonderes

Gesetz nach dem Muster der preußischen Gesetze betr. die

Dienstvergehen der Beamten der Landsversicherungsanstalten

vom 17. Juni 1900 und der Krankenkassen vom 11. Mai 1916 zn

regeln sind.

In dem Gesetz vom 17. Juni 1900 heißt es:

„§ 2. Die den Ministern und den Provinzialbehörden bei¬

gelegte Befugnis zur Verhfingung von Ordnungsstrafen steht

dem Vorsitzenden des Vorstandes der Versicherungs¬

anstalt zu. iedoch dürfen die von ihm verhängten Geldbußen

den Betrag von 30 Mk. nicht übersteigen.

Gegen dic Disziplinarverfügungen findet innerhalb zwei

Wochen die Klage bei dem Bezirkssauschuß statt.

§ 3. In dem auf Entfernung aus dem Amte gerichteten

Veriahren tritt an die Stelle des Regierungspräsidenten der

Vorsitzende des Vorstandes der Versicherungs¬

anstalt, an die Stelle der Bezirksregicrung und des Disziplinar-

hofs der Bezirksausschuß und an die Stelle des Staatsmini«

steriums das Oberverwaltungsgericht.14

Hiernach würden die Knappschaftsangestellten also trotz

der Beamteneigenschaft nicht etwa Reichsbeamte weiden, son¬

dern sie bleiben Beamte des RKV. Der Vorstand ist nach wie

vor berechtigt, ebenso wie bei den LandesVersicherungsanstalten!

bei Dienstvergehen die Dienstentlassung des Beamten nasse*

sprechen. Es steht in diesem Falle den Beamten nur das Be¬

schwerderecht beim Bezirksausschuß und dem Oberverwaltungs¬

gericht zu. Achnlich wie es jetzt bei den Berufsgenossenschaft*'
angestellten mit dem Reichsversicherungsamt und dem ordent¬

lichen Gericht der Fall ist. Es handelt sich also lediglich um

die Uebertragung des Titels als Beamter des RKV. Dafür

müssen aber bedeutende Verschlechterungen in Kauf genommen

werden. An erster Stelle steht dabei In ideeller Hinsicht dio

vollständige Rechtloemachuftg der Angestellten durch den Weg¬

fall des Betriebsrätegesetzes (BRG.). denn das Beamtenräte-

gesetl (BRG.) gewährt nach den letzten Rclchstagsbeschlüssen

nicht im entferntesten diese Rechte. Darin liegt auch der Haupt¬

grund für die Herren Bergwerksbesitzer, sie wollen die lästigen

Betriebsräte unter allen Umständen los werden. Aber auch

mit der Unterstellung unter die RBO. liegt die Sache ganz

anders, als sich mancher träumen läCt. Die Beamten sollen

nicht ohne weiteres unter die RBO. fallen, sondern über ihre

Besoldung und Eingruppierung wird zwischen Vorstand und

Beamtenvertretung verhandelt. Falls keine Einigung erfolgt,

entscheidet ein Schiedsgericht. Die Verschlechterung liegt

darin, daß die Bezüge der Knappschaftsangestellten. nament¬

lich in den längeren Lebensjahren« niedriger sein werden als

jetzt, denn eine bessere Bezahlung ist durch das Sperrgesetz

in Zukunjj ausgeschlossen Daneben soll durch die Dienst¬

ordnung Ober Vorbildung, Prüfungen und Beförderungen im Ver¬

handlungswege Bestimmung getroffen werden. Recht deutlich

aber wird der Zweck der Uebertragung der Beamteneigenschaft

dadurch erkennbar, daß die obersten Angestellten davon

ausgenommen und freie Angestellte bleiben sollen, fhre

rechtliche Stellung soi: durch Einzelvorschriften festgelegt wer¬

den. Bei ihnen besteht das ungeschriebene Gesetz, daß sie

nie gekündigt werden, wenn nicht zwingende Gründe vorliegen.

Denken wir uns diese Verhältnisse auf die Bcrnfsgenossen-

achaftsangestellten übertragen, was dem Grunde nach zweifellos

dem Wunsch und dem Programm des Verbaruv entspricht so

bedeutet das, daß s»e lediglich iür den Titel Bcrufsgcnosseu-

schaits-.,Beamter" eine vollständige Recbtlosmacbung und durch

die scheinatische Eingliederung in die RBO. ebenfalls eine

mindere Bezahlung zu gewärtigen hätten. Von einer Unab¬

hängigkeit der Angestellten von dem Wohlwollen der einzelnen

Berufsgenossenschaftsvorstfinde kann kt»ix; Rede sein. Unter«

würfigkeit und Strebertum würden erst recht um sich greifen.
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Kann das aber unser Wunsch und unser Streben sein? Der

Zentralverband der Angestellten hat dt lebenslängliche An¬

stellung im Tarifwege erst erreicht und denkt gar nicht daran,

die von ihm getroffenen Sicherungen wieder zu beseitigen, wie

von gegnerischer Seile böswillig verbreitet wird, er fordert

gegenüber der icbematischen Unterstellung unter die RBO, eine

angemessene Bezahlung aowie außerdem die Beibehaltung des

BRO. und des Tarifvertrages für die Der nossensebafts-

eaaaatelltea, genau so. wie es auch d.e Knappschaitsangestellten

wünschen.

Was nun In dieser Beziehung vom Verbaruv geäußert

Werde, grenzt geradezu an das Ungll che. Ein maßgebender

Vei treter i e, daß der Verbaruv e Beamteneigenschafl und

die achematischc Aawend der RBO. selbst auf die Oefahr

hin will, daß dadurch eine sch'echere Eingruppierung und Be¬

zahlung erfolgen sollte. Er führte dabei das Verhalten der

Aitgestel'teu einet Berttfseenoi e**chaft aa. die auf e bessere

Bezahlung nach i!em Tarif lediglich deshalb verzichtet haben,

um die achematiache, aber ungünstigere Klassifizierung nach der

RBO. zu behalten. Bei solchen Betrachtungen muß man sich

allerdings fragen. Ist das Idealismus oder Dummheit? In der

Tat • urde im Oberschic Isgericht am 2*. April eine Entscheidung

gefällt, die anscheinend mit dieser Angelegenheit in Verbindung

steht UUI die nachstehend abgedruckt ist hier wurde

nimlicfa einem Angestellten mit rückwirkender Kraft die höhere

tarifliche Bezahlung zugebilligt, während die anderen Ange¬

stellten derselben Berufsgenossenschaft die schematische Unter¬

stellung unter die RBO. behalten und lieber auf die günstigeren

Tarifsätze verzichtet haben. S c h ö n I e i n.

Eine wichtige Entscheidung des berufseenossenschaftlichen

Oberschiedsgerichts. In einer Streitsache einer Berufsgenossen¬

schaft gegen den Betriebsrat in Sachen D. hat das berufs¬

genossenschaft.iche Oberschiedsgericht In seiner Sitzung vorn

28. Apri! 1922 (Beschw.-Liste Nr. 292) folgenden Schiedsspruch

gefällt:
Auf die Beschwerde der Berufsgenossenschaft gegen den

Schiedsspruch des Schlichtungsausschusses Bezirk IV Breslau

vom 25. März 1922 wird dieser Schiedsspruch zu dahin ab-

geändert, daß Herr D. erst vom 1. April 1922 Anspruch auf

Besoldung nach dem Uebereinkommen vom 8. Dezember 1920

erheben kann und zu 5 bestätigt.

Begründung:

1. Wegen Zuständigkeit der tariflichen Schlichtungsinstanzen

wird auf den Schiedsspruch des Oberschiedsgerichts vom glei¬

chen Tage — Beschwerde!.ste 285/87 — Bezug genommen.

2. Du das Uebereinkommen vom 8. Dezember 1920 vom

Reichsarbe.fsminister mit Wirkung vom 1. Juli 1920 für allge¬

meinverbindlich erklärt worden ist, würde Herr D. ohne weiteres

Anspruch auf Besoldung nach dem Uebereinkommen vom 1. Juli

1920 haben. Unstreitig hat nun aber Herr D. am 9. November

1921. nachdem er bis dahin nach den Grundsätzen der Reichs¬

besoldungsordnung bezahlt worden war. eine Erklärung des

Inhalts abgegeben, daß er nach wie vor nach diesen

Grundsätze ii bezahlt sein wolle. Er hat ferner

Ünde Dezember 1921 das nach diesen Grundsätzen errechnete

Oehalt für das I, Vierteljahr 1922 vorbehaltlos angenommen und

erst im Januar 1922 die Anwendung des Uebereinkommens

begehrt. In der Erklärung vorn 9. November 1921 und der vor¬

behaltlosen Annahme des Gehaltes erblickt das Oberschieds¬

gericht einen Erlaßvertrag, wie er auch eegenüber dem § 1

der Tariiverordnung vom 23. Dezember 1918 für zulässig zu

erachten ist. Vergl. Bescheid des Reichsarbe;tsministers vom

4. November 1920 VI 9213. abgedruckt in der „Neuen Zeitschrift

für Arbeitsrecht". Sparte 84. Hiernach kann Herr D. nach An¬

sicht des Oberschiedsgerichts die Sätze des Uebereinkommens

vom 8. Dezember 1920 erst vom 1. April 1922 bekehren. Der

hiergegen von der Berufsgenossenschaft erhohene Einwand, daß

der Tarifvertrag bereits zum 3t, Dezember 1921 bzw. 30. Januar

1922 gekündigt gewesen sei, daher nicht mehr bestanden habe,

und nach einem nicht mehr bestehenden Tarifverträge Bezahlung
nicht verlangt werden könne, greif; nicht durch, weil das Ueber¬

einkommen für allgeme n verbindlich erklärt und diese Erklärung

bisher n cht aufgehoben ist.

3. Die Urlaabsfrage ist in Ziffer XII des genannten Ueber¬

einkommens in der Weise geregelt daß u. a. Angestellten unter

21 Jahrer ei.i Urlarb von 9 Werktagen gewahrt wird. Mangels

irgendwelcher weiteren Bestimmungen ntfis«^?' ;ruh \n-ze te te

unter 10 Jahren d.esen Urlaub erhalten. Der Hinweis der

Bernfsgenossenchafi auf Ziifer MI des Uebereinkommens. nach

welchem die B« o.dur.e der Pen en unter 16 Jahren freier

Vereinbarung unb i :i. und hiera is eu folgern sei, daß fflr d c<e

Personen «och de Urlaub bei verc nbarl « en müßte, geht

fehl. Gerade i Fch.cn cer H Stimmung beim Ur¬

laub sprichl iur die vom Oberschicdsgeiichl Vertretern ,n-

schauung.

Rechtsprechung.
8 205 RVO. Anspruch auf Gewährung von farHlienhllte

(Wochenfürsorge) steht nur dem versicherten Ehemanne zu.

Von des Oberversicherungsamts Hamburg vom

6. Januar 1922. (Aktenzeichen: 32/1/1921 o. B. Nr. 253 21 K.)

o runde: Qegea die Entscheidung des Versicberungsamta

Hamburg vom 5. Oktober 1921. auf deren ^achdarstellung und

Begründung verwiesen wird, hat d;e bek'agte Betriebskranken¬

kasse fristgerecht Berufung eingelegt und beantragt, unter Auf¬

hebung der Vorentscheidung die Klägerin mit ihrem Anspruch

abzuweisen. Auf ihre Ausführungen und die unterschriftliche

Erklärung des klägerischen Ehemannes act 3 wurde verwiesen.

Die Klägerin hat kein: Gegenerklärung abgegeben.

Das Oberversicherungsarnt vermochte sich der Rechtsauf¬

fassung, die das Versicherungsamt in den Gründen der ange¬

fochtenen Entscheidung zum Ausdruck gebracht hat. nicht an¬

zuschließen. Richtig ist zwar, daß es auf die Frage des Be¬

stehens oder Nichtbestehens der häuslichen Gemeinschaft ebenso¬

wenig ankommt, wie auf die Arverkennung oder Nichtanerken¬

nung des von der Klägerin geborenen Kindes durch den Ehe¬

mann. Das Kind hat so lange als ehelich zu gelten. so'ange nicht

nach durchgeführtem Aniechtungsverfahren durch richterliches

Urteil die Ehelichkeit des Kindes verneint worden ist. Im übrigen

aber ist der Berufungsklägerin dann zuzustimmen, daß in den

Eilten der Familienhilfe, also namentlich § 205 der Reichsver-

sicherungsoMnung nicht die Ehefrau, sondern das versicherte

Familienmitglied den verfolgbaren Anspruch auf Grund der

Reichsversieherungsordnung hat. Der vom Versicherungsamt

zitierte Kommentar von Hahn steht mit seiner Auffassung allein.

Wie das Reichsversicherungsamt in der angeführten Entschei¬

dung zutreffend betont und wie es. von anderen Kommentaren

abgesehen, zum Beispiel Professor Stier-Som!o, im Kommentar

zur Reichsversieherungsordnung erster Band. § 205 Ziffer 3c#

Seite 465 näher ausiührt, läßt sich aus den früheren Be¬

stimmungen und der früheren Fassung des § 205 namentlich dem

Ausdruck Krankenpflege an versicherungsfre'e Familienmit¬

glieder ebensowenig wie aus dem Ausdruck -berechtigte

Familienmitglieder44 (§§ 218. 219 Reichsversieherungsordnung) ein

Schluß in der Richtung ziehen, daß dadurch ein selbständiges

Recht auf die Leistungen der Reichsversieherungsordnung fest¬

gestellt werden soll. Es ist hierbei lediglich ein Hinweis au; die

Empfangs- oder Bezugsberechtigung der be¬

treffenden Personen zu finden. Ein Recht auf Leistungen hat

grundsätzlich immer nur der Versicherte, und

in den hier fraglichen Fällen ist die Ehefrau lediglich die

empfangsberechtigte Person, die durch den versicherten Ehe¬

mann das Recht auf die Leistungen erwirbt. Das gilt speziell

auch für die Wochenhilfe an versicherungs¬

freie Ehefrauen der Versicherten. Auch her muß

festgestellt werden, daß der Anspruch dem Versicherten selbst

zusteht unü daß die Ehefrau kein klagbares Recht hat. An

dieser Sach'age ist auch nichts durch die Fassung des Gesetzes

über Wochenhilfe und Wochenfürsorge. wie diese sie durch die

Bekanntmachungen vom 22. Mai 1920 erhalten hat. geändert

worden. Wenn der § 205a bestimmt: Wochenhilfe erhalten auch

die Ehefrauen, sowie usw., so ist in der Wahl dieses Ausdrucks

keine veränderte rechtliche Stellungnahme

des Gesetzes selbst zu erblicken. Ein solches Klag¬

recht der Ehefrau hätte in präziser und bestimmter Form aus¬

gesprochen werden müssen, weil es dann eine Aenderung eines

bislang anerkannten Grundsatzes mit sich geführt hätte. So

kann also in dem eben zitierten Ausdruck nur eine anderweitige

redaktionelle Fassung, aber keine neue Regelung der streitigen

Frage selbst erblickt werden. Die gleichen Erwägungen gelten

endlich auch hinsichtlich der Bestimmungen, daß die Wahl der

Kasse der Wöchnerin freisteht. Auch diese Bestimmung besagt

nicht, d^ß die Wöchnerin einen eigenen klagbaren Anspruch auf

da .!.r nach dem Gesetz zustehenden Leistungen hat Bei dieser

Sachlage ist also die Klage abzuweisen, da die Klägerin nicht

aktiv legitimiert ist, diesen Anspruch selbständig zu verfolgen.

Diese Entscheidung steht auch mit dem sozialen Rechtsempfinden

völlig im Einklang, da es ein offenbares Unrecht wäre, die Kasse

mit den Leistungen aus der Wochenfürsorge in einem Falle zu

belasten, wo der klägerische Ehemann die Vaterschaft zu dem

Kinde und allem Anschein nach mit Recht, ablehnt.
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